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^ M// //y fyy-gw"IÜIEine Zusammenstellung der öffent-
liehen Ausgaben für die Energie-
Forschung zeigt: Trotz drohender
Energiekrise und grossartigen Be-
teuerungen der Politiker bleibt
fast alles beim Alten. Der Löwen-
anteil der Forschungsgelder geht
nach wie vor in die Kernenergie,
er ist sogar wieder gewachsen.
Für die Sonnenenergie hingegen
wird dieses Jahr weniger aufge-
wendet als 1979. Sogar die Inter-
nationale Energie-Agentur hatte
das Gegenteil empfohlen.
Eineundsechzig Prozent der öffent-
liehen Gelder für die Energiefor-
schung oder fast 60 Millionen
Franken entfallen dieses Jahr auf
die Kernenergie. Für erneuerbare
Energien- das heisst Geothermie,
Biomasse, Sonnenenergie, Wind,
Wasser usw. - werden knapp fünf-
zehn Prozent oder vierzehn Milli-
onen Franken aufgewendet, für die
rationelle Energieferwendung sind
es nur knapp zwölf Prozent. Dies
geht aus einer "Liste der For-
schungs- Entwicklungs- und Demons-
trationsprojekte auf dem Gebiet
der Energie in der Schweiz" her-
vor, die vom Bundesamt für Ener-
giewirtschaft gemeinsam mit dem
Bundesamt für Bildung und Wissen-
schaft herausgegeben wurde.

Die Liste umfasst 336 Forschungs-
Projekte, die von der öffentli-
chen Hand (Bund, Kantone, Gemein-
den, Schweizerischer National-
fonds) und dem Nationalen Energie-
Forschungs-Fonds (NEFF) finanziert
werden. Sie wurden aufgrund einer
Umfrage zusammengestellt, die die-
ses Jahr nun zum zweiten Mal
durchgeführt wurde.
Die Internationale Energie-Agentur
- in der nur die reichen westli-
chen Industrieländer vertreten
sind - hatte in ihrer letztjähri-
gen Untersuchung der nationalen
Forschungsprogramme empfohlen, die
Schweiz solle grössere Anstrengun-
gen auf dem Gebiet der Energie-
Spartechniken und der Solartechno-
logie unternehmen. Die Aufwendun-
gen für Kernenergie seien hingegen
bereits angemessen. Die Schweizer
Behörden aber taten genau das Ge-
genteil. Nur 2,3 Millionen wurden
zusätzlich für die rationelle
Energieverwendung vorgesehen, wäh-

rend die Kernenergie sechs Millio-
nen Franken mehr als letztes Jahr
bekommen soll. Das Sonnenenergie-
budget von 9,7 Millionen (1979)
wurde gar um 140'000 Franken ge-
kürzt.
Diese Zahlen zeigen wieder einmal,
dass.es die Behörden mit dem Spa-
ren nicht sonderlich ernst meinen,
obwohl sie den kleinen Bürger mit
grossem Werbeaufwand dazu aufru-
fen. Sparen., so wird von offi'ziel-
1er Seite immer wieder betont,
könne am schnellsten zur Verminde-
rung der gefährlichen Abhängigkeit
vom Oel beitragen. Den grössten
Zuwachs aber, das zeigt die de-^-

taillierte Aufteilung der For-
schungsgelder, verzeichnet mit
3,85 Millionen die Kernfusion, die
- wenn überhaupt - erst in ferner
Zukunft einen namhaften Beitrag
zur Energieversorgung liefern
kann. Um diese hochkomplizierte,
teure Grosstechnik, deren Anlagen
wohl noch gigantischer sein werden
als die heutigen Atomkraftwerke,
und die beträchtliche Abwärme- und
Atommüllprobleme mit sich, bringt
haben sich die Kritiker zu wenig
gekümmert, obwohl sie rund ein
Fünftel der Energie-Forschungsaus-
gaben verschlingt.
Aufschlussreich ist der interna-
tionale Vergleich der Energie-For-
schungsausgaben vom letzten Jahr.
Nach den Angaben der Internationa-
len Energie-Agentùr hat die Schweiz
mit 61% für Kernenergie und 26%

für rationelle Energieverwendung
sowie erneuerbare Energien ähnli-
che Prioritäten wie die führenden
NuklearStaaten. Die Bundesrepublik
gab 65% für Kernenergie und nur
knapp 9% für Spartechniken und AI-
ternativenergien aus. In Grossbri-
tannien waren es 65 und 14 Prozent
in Kanada 65 und 21. Die USA gaben
nur 43% für die Atomtechnik und
22% für Alternativen aus.
Völlig umgekehrt ist das Verhält-
nis in Schweden. Dort wurden 62%
der Forschungsausgaben für umweit-
freundliche Energietechniken auf-
gewendet: 32% für rationelle Ener-
gienutzung und 30% für erneuerbare
Energiequellen. Nur 17% blieben
für die Kernenergie. Allein für
das Heizen mit Sonnenenergie wur-
den im nordischen Schweden pro
Kopf dreieinhalb mal so viel
Forschungsgelder ausgegeben wie
in der Schweiz. Auch Oesterreich
und Dänemark setzten andere
Schwerpunkte, indem sie 42 bzw.
37% ihrer Energie-Forschungsgel-
der in Spartechniken und erneuer-
bare Energien steckten.

IM M/iafr/
Kürzlich wurden in Bern sechs AKW-
Gegner verurteilt. Die Bernischen

Kraftwerke wollten mit ihrer Ehr-
Verletzungsklage ihre Kritiker fi-
nanziell schädigen und durch das
Herumreiten auf überspitzten For-
mulierungen berechtigte Vorwürfe
als unwahr hinstellen. Die Berner
Gerichtsbarkeit hat ihnen dabei
geholfen. Ganz offen gab der Rieh-
ter in der Urteilsbegründung sei-
ne Parteilichkeit zu: "Die Berni-
sehe Kraftwerke AG geniesst als
halböffentliche Institution und
Betreiber eines Kernkraftwerks ein
ganz spezielles Vertrauen in der
Oeffentlichkeit".
Kurz vor der Abstimmung über die
Atomschutzinitiative hatten die
Berner Atomkraftgegner in Insera-
ten etwas überspitzt die Beschul-
digungen widerholt, die WWF und
SES wenige Tage zuvor gegen Behör-
den und BKW erhoben hatten. Be-
zeichnenderweise hat die BKW nicht
SES und WWF verklagt, sondern die •

mangels Detailkenntnis im hekti-
sehen Abstimmungskampf etwas un-
präzis formulierenden AKW-Gegner.
Denn gegen SES und WWF hätten die
BKW den Prozess verloren, weil un-
sere Behauptungen zutreffend wa-
ren. In ihren empörten Stellung-
nahmen hatten die Behörden ledig-
lieh unklare Reglemente und Geset-
ze anders interpretiert und Be-
hauptungen widerlegt, die nie auf-
gestellt wurden. In einer späteren
Aussprache musste Prof. Huber,
Präsident der Eidg. Kommission zur
Ueberwachung der Radioaktivität
schliesslich eingestehen, unsere
Interpretation sei "nicht ganz
abwegig gewesen" und versprach,
sich für eine andere Fassung der
Reglemente einzusetzen. Die Behör-
den sahen sich gezwungen, der lan-
ge unbeachteten Direktstrahlung
bei Mühleberg genauer nachzugehen.
Für die Oeffentlichkeit jedoch
blieb der komplizierte juristi-
sehe Interpretationsstreit un-
durchsichtig.
Bei ihrer Behauptung, das Brenn-
elementlager in Mühleberg sei
"heimlich" in ein Kompaktlager
umgebaut worden, hatten sich die
Berner AKW-Gegner im Dschungel
erstaunlich widersprüchlicher
und geheimnistuerischer Informa-
tionen auf eine klare Aussage des
Regierungsrates gestützt. Obwohl
zwei Regierungsräte im Verwal-
tungsrat der BKW sitzen und auch
Grossrat Lutz, Direktor des AKW
Mühleberg damals nicht gegen die
Antwort der Berner Regierung ein-
wendete, scheute sich die BKW

nicht, die Atomkraftgegner später
wegen derselben Behauptung einzu-
klagen. Der Richter hat nun mit
seinem Urteil diese undurchsich-
tige und irreführende Informa-
tionspolitik gedeckt.

Wieder einmal zeigt sich, dass
ein juristisches Dickicht Atomin-
dustrie und Kontrollbehörden wirk-
sam vor unliebsamer Kritik Aussen-
stehender arschirmen kann. Wir
werden die Berner AKW-Gegner fi-nanziell und bei ihrem weiteren
Vorgehen unterstützen. ses


	Energieszene

